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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 


über die Erhebung von Abgaben auf dem 
Gebiete der Ernährungswirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

§ 1 Absatz 3 des Gesetzes zur Erstreckung und 
Verlängerung der Geltungsdauer des Bewirtschaf- 
tungsnotgesetzes, des Gesetzes zur Deckung der 
Kosten für den Umsatz ernährungswirtschaftlicher 
Waren und des Preisgesetzes vom 21. Januar 1950 
(Bundesgesetzblatt S. 7) erhält folgende Fassung: 

„ (3) Die Geltungsdauer des Gesetzes zur Dek- 
kung der Kosten für den Umsatz ernährungs- 
wirtschaftlicher Waren vom 3. November 1948 
(WiGBl. S. 117) wird bis zum 31. März 1950 
verlängert. Die bisher erhobenen zweckgebun- 
denen Abgaben auf dem Gebiet der Milch- 
und Fettwirtschaft, der Getreidewirtschaft und 
der Fischwirtschaft können bis zu einer ander- 
weitigen gesetzlichen Regelung erhoben werden, 
auch wenn die Bewirtschaftung auf diesen Ge- 
bieten aufgehoben wird. Das Aufkommen an 
Abgaben darf zur Deckung von Verwaltungs- 
kosten nicht verwendet werden.” 

Artikel II 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1950 
in Kraft. 
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Begründung 

In der Vo;rIage des Bundesrates und der Bundesregierung zur Ver- 
längerung des Kostendeckungsgesetzes, des Bewirtschaftungsnotge- 
setzes und des Preisgesetzes war seinerzeit eine gleichlautende Ver- 
längerung dieser am 31. Dezember 1949 ablaufenden Gesetze bis 
zum 30. September 1950 vorgesehen. Der Bundestag hat in dem 
Gesetz vom 21. Januar 1950 (Bundesgesetzblatt S. 7) diese Vorlage 
u. a. dahin abgeändert, daß das Kostendeckungsgesetz nur bis zum 
31. März 1950 verlängert ist. Diese Abkürzung der Geltungsdauer 
des Kostendeckungsgesetzes bereitet auf dem Gebiete der Abgaben 
besondere Schwierigkeiten, weil die Aufrechterhaltung einer Markt- 
ordnung auf dem Gebiete der Getreidewirtschaft, der Mildiwirt- 
sdiaft und der Fischwirtschaft nur möglich ist, wenn die zweckge- 
bundenen Abgaben, die bisher auf Grund des Kostendeckungsgeset- 
zes neben den zur Deckung von Verwaltungskosten bestimmten Ab- 
gaben gezahlt werden, auf Grund einer einwandfreien Rechtsgrund- 
lage weiter erhoben werden können. Die Vorbereitungen der Bun- 
desregierung für die Schaffung entsprechender Marktordnungsge- 
setze auf den Gebieten der Getreidewirtschaft, der Milchwirtschaft 
und der Fischwirtschaft sind noch nicht soweit gediehen, daß mit 
der Verabschiedung und der Verkündung dieser Gesetze bis zum 31. 
März 1950 gerechnet werden kann. Der gesamte Fortbestand der 
Marktordnung auf diesen drei Gebieten hängt dabei weitgehend von 
der Beibehaltung dieser Abgaben ab. Zur Vermeidung besonderer 
Schwierigkeiten im Wirtschaftsverkehr, die durch den Fortfall dieser 
Abgaben entstehen würden und zur Erhaltung der Kontinuität auf 
diesem Rechtsgebiet für die bis zur Entscheidung über die Markt- 
ordnungsgesetze bestehende Übergangszeit erscheint eine Verlänge- 
rung bis auf weiteres dringend geboten. 

a) Frachtausgleich für Getreide. 

Um einen einheitlichen Getreidepreis im Bundesgebiet zu ge- 
währleisten, findet bisher ein Frachtausgleich statt, für den auf 
Grund des Kostendeckungsgesetzes zweckgebundene Abgaben 
erhoben werden. Die Abgaben werden gezahlt von den Müh- 
lenbetrieben, soweit sie Lieferungen von Erzeugern aus fracht- 
günstigen Gebieten beziehen. Dafür werden Zuschüsse für Liefe- 
rungen gezahlt, die aus frachtungünstigen Gebieten kommen. 
Der Fortfall dieses Frachtausgleichs würde zu einem Zu- 
sammenbruch des Preisgefüges auf dem Getreidegebiet, 
insbesondere der Erzeugerpreise, führen, und würde 
zwangsläufig für die Erzeuger in verkehrsungünstigen 
Gebieten, also den wirtschaftlich ohnehin schwächeren Teil 
der Landwirtschaft, niedrigere Preise mit sich bringen. Da der 
Bundestag das Preisgesetz bis zum 30. Juni 1950 verlängert hat 
und da der Frachtausgleich für Getreide mit dem bestehenden 
Festpreissystem in engster Verbindung steht, erscheint auch die 
Beibehaltung der Frachtausgleichsabgabe mindestens zunächst 
noch erforderlich. 

b) Ausgleidisabgaben auf dem Gebiete der Milchwirtschaft. 

Auf dem Gebiete der Milchwirtschaft werden Abgaben zur 
Stützung der Werkmilchproduktion von den Trinkmilchmolke- 
reien erhoben. Das Aufkommen aus diesen Abgaben wird an die 
an Trinkmilchmärkten nicht beteiligten Molkereien unter maß- 
geblicher Mitwirkung der Wirtschaft bei allen wesentlichen 
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Entscheidungen als Preisstützung ausgezahlt. Der Fortfall der 
Ausgleichsabgabe würde zu einer weiteren Verschlechterung 
der Auszahlungspreise für die marktungünstig gelegenen Mol- 
kereien führen, die infolge der heute beim Absatz von Werk- 
milcherzeugnissen ohnehin schon bestehenden Schwierigkeiten 
erheblich schlechter gestellt sind und würde die systematische 
Ordnung der Trinkmilchmärkte, die seit jeher wesentlichster 
Bestandteil d^r Milchmarktordnung gewesen ist (§38 Milch- 
gesetz), undurchführbar machen. 

c) Ausgleichsstock für die deutsche Fischwirtschaft. 

Auf dem Gebiet der Fischwirtschaft werden auf Grund des 
Kostendeckungsgesetzes Ausgleichsabgaben erhoben. Diese 
Ausgleichsabgaben dienen der Förderung des Fischfangs, des 
Fischabsatzes und der Förderung der Fischmehlerzeugung. Durch 
die Belastung der deutschen Anlandungen und der Fischeinfuh- 
ren mit Ausgleichsabgaben steht der deutschen Fischwirtschaft 
für Zwecke des Marktausgleichs und der Marktstützung sowie 
besonders für die Absatzförderung ein jährlicher Fonds von 
etwa 4 Millionen DM zur Verfügung, der den wesentlichsten 
Bestandteil auch der zukünftigen Marktordnung der deutschen 
Fischwirtschaft ausmacht. Angesichts der äußerst schwierigen 
Absatzlage und der krisenhaften Erscheinungen auf dem Ge- 
biete der Hochseefischerei ist die Beibehaltung dieses Ausgleichs- 
stocks bis zur Einführung eines neuen Marktordnungsgesetzes 
unbedingt erforderlich. Bereits nach dem bisherigen System der 
Verwaltung der Ausgleichsabgaben ist eine maßgebliche Mitbe- 
stimmung der Wirtschaft über die Verwendung der Ausgleichs- 
mittel gesichert. Auch für die zukünftige Marktordnung ist von 
dem überwiegenden Teil der berufsständischen Organisationen 
der Fischwirtschaft die Beibehaltung der Ausgleichsabgaben für 
Zwecke des Marktausgleichs und der Marktstützung dringend 
erbeten worden. 

d) Abgaben zum Zwecke der Güteförderung auf den Gebieten der 
Getreide- und Milchwirtschaft. 

Die gleichen Gesichtspunkte gelten für die Abgaben zum Zwecke 
der Güteförderung auf den Gebieten der Getreide- und Milch- 
wirtschaft. Im Rahmen der landwirtschaftlichen Marktordnung 
werden in einzelnen Ländern auf Grund des Kostendeckungs- 
gesetzes auch Abgaben zum Zweck der Güteförderung bei land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen erhoben, für deren Beibehaltung 
die gleichen Gesichtspunkte sprechen. Hierbei handelt es sich 
beispielsweise um die im Lande Bayern erhobene Kleberweizen- 
abgabe, deren Aufkommen an die Erzeuger im Interesse der 
Güteförderung stark kleberhaltiger Weizensorten ausgeschüttet 
wird, sowie um eine entsprechende Abgabe im Land Nordrhein- 
Westfalen, die der Güteförderung bei Milch und Milchproduk- 
ten dient. 

Die vorstehend aufgeführten Abgaben werden ausschließlich im 
Sinne der angegebenen Zweckbestimmung verwendet. Ihre Verwen- 
dung zur Deckung von Verwaltungskosten ist bereits nach den bis- 
her bestehenden gesetzlichen VorsAriften unzulässig. Eine entspre- 
Aende Bestimmung ist in dem Entwurf ausdrückliA auf genommen. 
Es ist dabei hervorzuheben, daß bei einem Fortfall der Abgaben eine 
Senkung der VerbrauAerprelse kaum eintreten dürfte, da der Ge- 
samtbetrag des Abgabesolls im Verhältnis zu dem Gesamtumsatz 
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der einzelnen Waren so gering ist, daß der in Frage kommende 
Betrag beim Verkauf kleinerer Mengeneinheiten an Verbraucher 
rechnungsmäßig nicht mehr in Erscheinung tritt. 

Die in dem Entwurf vorgesehene Ergänzung zu § 1 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 21. Januar 1950 würde den vorstehend vorgetragenen 
Schwierigkeiten begegnen. Eine Geltendmachung der vorgetrage- 
nen Gesichtspunkte bei der Besdilußfassung des Bundesrats zu dem 
vom Bundestag verabschiedeten Gesetz vom 21. Januar 1950 gemäß 
Artikel 77 des Grundgesetzes war nicht mehr möglich,’ da andern- 
falls wegen des Ablaufs des Kqstendeckungsgesetzes am 31. Dezem- 
ber 1949 und der Kürze der bis dahin noch zur Verfügung stehen- 
den Frist eine rechtzeitige Verlängerung des Gesetzes nicht möglidi 
gewesen wäre. 



